
 

 

LM Umweltminister appellieren an neue 
Bundesregierung 
 
 

Zum Abschluss der 104. Umweltministerkonferenz im 
saarländischen Orscholz fordert Umwelt- und 
Klimaschutzminister Dr. Till Backhaus die neue Bundesregierung 
gleich auf mehreren Feldern zu zügigem Handeln auf: 

 

Elementarversicherung 

„In Anbetracht zunehmender Extremwetterereignisse muss die 
Finanzierung zur Beseitigung der Schäden geklärt werden. Dabei 
sind insbesondere auch die Schadensereignisse im Küstenbereich 
zu berücksichtigen. Die gegenwärtig geringe Versicherungsquote 
in Deutschland macht regelmäßig den Einsatz von Steuermitteln 
erforderlich. Darum muss ein verpflichtendes Angebot des 
Versicherers zur Absicherung von Elementarschäden für aktuelle 
und zukünftige Kunden in der Wohngebäudeversicherung sowie 
die Einführung einer staatlichen Rückversicherung gegen diese 
Risiken im Rahmen der Umsetzung des Koalitionsvertrags von 
Union und SPD zügig erfolgen. Für ein Eigenheim bedeute dies 
Mehrkosten in der Höhe von ca. 200 Euro pro Jahr“, so Backhaus. 

 

Bestandsmanagement Wolf 

Eine Arbeitsgruppe der Länder mit dem Bund wurde eingerichtet, 
um die Kriterien für die wissenschaftliche Begründung zur 
Feststellung des Erhaltungszustandes der Art Wolf festzulegen. 
Dazu erklärt Minister Backhaus:  

„Niemandem - und vor allem nicht den Weidetierhaltern - ist das 
bisher bestehende System für die artenschutzrechtliche Be-
wertung der Art Wolf noch zu erklären“, so der Minister. „Künftig 
müssen Bundesnaturschutz- und Bundesjagdgesetz die Voraus-
setzungen dafür liefern, dass gerichtsfeste Entnahmen von 
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übergriffigen Wölfen möglich sind. Hier erwarte ich umgehende 
Initiativen des Bundes. Auch erwarte ich eine stärkere Betei-
ligung des Bundes und der EU bei der Absicherung der 
Finanzierung von Maßnahmen der Prävention und des 
Schadensausgleiches nach Wolfsübergriffen. Dennoch bleibt der 
Wolf natürlich eine geschützte Art. Geregelt werden muss die 
Entnahme auffälliger Wölfe, mehr nicht“, so Backhaus, der 
ergänzt: „Es muss Schluss damit sein, dass durch die fehlende 
Handlungsfähigkeit des Staates hier derzeit keine Regelungs-
möglichkeit besteht. Dies führt zum Vertrauensverlust der 
Menschen in die Politik und muss sofort beendet werden, auch 
im Sinne des geregelten Artenschutzes für den Wolf “, so der 
Minister. 

 

Munitionsbergung 

Minister Backhaus setzt sich erneut für eine sofortige 
Verbesserung des Meeresschutzes ein:  

„Die Sicherung der Biodiversität und die Beseitigung der 
Kriegsaltlasten stehen im Vordergrund der auch im Koali-
tionsvertrag des Bundes getroffenen Festlegungen. Daraus wird 
deutlich, dass die rechtliche Verantwortung für diese 
Mammutaufgabe beim Bund liegt und ich gehe davon aus, dass 
die geplante Errichtung eines Kompetenzzentrums für die 
industrielle Bergung von Munition in Mecklenburg-Vorpommern 
angesiedelt wird. Bund und Länder müssen dazu zeitnah ein 
gemeinsames Finanzierungskonzept erstellen. Diese neue 
Einrichtung wird wesentlich dazu beitragen, den ökologischen 
Zustand der Ostsee zu verbessern“, erklärt Minister Backhaus. 

 

Finanzierungsinstrumente für Klimaschutz, Klimaanpassung und 
Naturschutz 

Mit Nachdruck setzen sich die Bundesländer die kurzfristige und 
gemeinsame Schaffung neuer Finanzierungsinstrumente für die 
Aufgaben des Klimaschutzes, der Klimaanpassung und des 
Naturschutzes ein.  

„Dies muss jetzt sofort geschehen, damit die Bedarfe noch in die 
Haushaltsverhandlungen in Bund und Ländern Eingang finden 
und damit bereits in den kommenden Jahren und nicht erst in 



 

 

ferner Zukunft wirksam werden können. Diese Zeit haben wir 
nicht“, drängt Backhaus. Dabei gehe es immer auch um 
Personalkosten, so der Minister: „Der im Koalitionsvertrag des 
Bundes formulierte Prüfauftrag zur Frage der Errichtung einer 
neuen Gemeinschaftsaufgabe Naturschutz und Klimaanpassung 
sowie für die geplante Errichtung eines Sonderrahmenplans 
Klimaschutz und Naturschutz sind essentielle und nicht 
verzichtbare Instrumente zur Erreichung der nationalen 
Klimaschutzziele. Wenn das nicht kommt, stehen die Länder 
weitgehend blank da und können ihre notwendigen Beiträge 
nicht leisten. Das betrifft im Übrigen auch die Umsetzung der 
europäischen Wiederherstellungsverordnung in Deutschland“, so 
Backhaus abschließend. 


